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Sachverhalt und Anträge
 

 

Die Beschwerde richtet sich gegen die Entscheidung des 

Prüfungssekretariats (im Folgenden: "Sekretariat") vom 

16. April 2020, mit der die Anmeldung des Beschwerde-

führers für die Vorprüfung der europäischen Eignungs-

prüfung 2020 ("EEP") zurückgewiesen wurde.

 

Der Beschwerdeführer absolvierte zunächst an der Ost-

bayerischen Technischen Hochschule Amberg-Weiden den 

Bachelor-Studiengang Patentingenieurwesen mit einer 

Regelstudienzeit von 7 Semestern, den er 2015 ab-

schloss. Für jeden der vom Beschwerdeführer absolvier-

ten Kurse weist das von ihm vorgelegte Prüfungszeugnis 

sogenannte "ECTS"-Punkte nach dem "European Credit 

Transfer and Accumulation System" aus. Insgesamt um-

fasste das Bachelorstudium 210 ECTS-Punkte beziehungs-

weise, unter Berücksichtigung der vom Beschwerdeführer 

belegten Wahlfächer, 215 ECTS-Punkte.

 

Im Anschluss an das Bachelorstudium absolvierte der Be-

schwerdeführer ein Masterstudium an der Friedrich-Ale-

xander-Universität Erlangen-Nürnberg im Fach Maschinen-

bau mit einer Regelstudienzeit von 4 Semestern, das er 

2019 abschloss. Gemäß der vorgelegten Verleihungsurkun-

de ist der erworbene akademische Master-Grad äquivalent 

zum akademischen Grad eines "Diplom-Ingenieur Univ.". 

Insgesamt umfasste das vom Beschwerdeführer absolvierte 

Masterstudium 120 ECTS-Punkte beziehungsweise, unter 

Berücksichtigung der von ihm belegten Zusatzmodule, 

127 ECTS-Punkte.

 

Die angefochtene Entscheidung begründete das Sekreta-

riat wie folgt:

I.

II.

III.

IV.
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Der Beschwerdeführer erfülle nicht die erforderli-

che Qualifikation für eine Registrierung im Sinne 

von Regel 11 (2) der Ausführungsbestimmungen zu den 

Vorschriften über die europäische Eignungsprüfung 

(ABVEP), so dass die Registrierung lediglich gemäß 

Regel 14 ABVEP erfolge. Unter Zugrundelegung der 

ECTS-Punkte (in Abwesenheit von Kursstunden) stell-

te das Sekretariat fest, dass weniger als 80 % der 

Inhalte der vom Beschwerdeführer absolvierten Kurse 

als natur- oder ingenieurwissenschaftlich (im Fol-

genden: "technisch") anzuerkennen seien. Dies 

gelte, wenn man Bachelor- und Masterstudium jeweils 

einzeln oder in Kombination betrachte.

 

Hinsichtlich des Bachelorstudiums zählte das Sekre-

tariat die von ihm als technisch anerkannten Fächer 

einzeln auf. Nicht als technisch anerkannt wurden 

die Kurse aus den Gebieten "Recht" und "Betriebs-

wirtschaftslehre" sowie die Bachelorarbeit. Das 

praktische Studiensemester wurde zu Gunsten des 

Beschwerdeführers bei der Gesamt-ECTS-Punktzahl 

nicht berücksichtigt. Das Sekretariat berechnete 

als technischen Anteil des Bachelorstudiums 89,6 

ECTS-Punkte von insgesamt 186 ECTS-Punkten, was 

einem Anteil von 48,2 % entspricht.

 

Auch hinsichtlich des Masterstudiums zählte das 

Sekretariat die von ihm als technisch anerkannten 

Module einzeln auf. Die Module "Qualitätsmanage-

ment", "Strategisches Qualitätsmanagement" und 

"International Supply Chain Management" wurden 

ebenso wenig wie die Masterarbeit und der Sprach-

kurs als technisch anerkannt. Das Sekretariat be-

rechnete somit als technischen Anteil des Master-

studiums 75 ECTS-Punkte von insgesamt 127 ECTS-

Punkten, was einem Anteil von 59,1 % entspricht.

a)

b)

c)
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Mit Schreiben vom 22. Mai 2020 legte der Beschwerdefüh-

rer gegen die Entscheidung des Sekretariats Beschwerde 

ein, begründete sie und entrichtete gleichzeitig die 

Beschwerdegebühr.

 

Nachdem das Sekretariat mit Schreiben vom 29. Septem-

ber 2020 der Beschwerde nicht abgeholfen und sie im An-

schluss der Beschwerdekammer in Disziplinarangelegen-

heiten (im Folgenden: "Kammer") vorgelegt hat, hat 

diese eine mündliche Verhandlung anberaumt und in einem 

Ladungsbescheid ihre vorläufige Meinung zu den Erfolgs-

aussichten der Beschwerde kundgetan.

 

Die mündliche Verhandlung fand am 30. April 2021 im 

Wege der Videokonferenz statt. Anwesend waren der Be-

schwerdeführer sowie seine beiden von ihm benannten 

Rechtsbeistände im Sinne von Artikel 24 (4) der Vor-

schriften über die europäische Eignungsprüfung für zu-

gelassene Vertreter (VEP) in Verbindung mit Artikel 17 

der Vorschriften in Disziplinarangelegenheiten von zu-

gelassenen Vertretern (VDV). Für den Präsidenten des 

EPA und für den Präsidenten des Rats des Instituts der 

zugelassenen Vertreter waren jeweils ein(e) Vertre-

ter(in) anwesend.

 

Der Beschwerdeführer beantragte zuletzt,

 

die angefochtene Entscheidung des Sekretariats auf-

zuheben und den Beschwerdeführer gemäß Regel 11 

(1), (2) ABVEP in Verbindung mit Artikel 11 (1) a) 

VEP zur Vorprüfung der EEP zuzulassen;

 

die vollständige Rückzahlung der Beschwerdegebühr 

gemäß Artikel 24 (4) VEP anzuordnen;

 

V.

VI.

VII.

VIII.

-

-
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sowie hilfsweise, die Große Beschwerdekammer zur 

Klärung einer grundsätzlichen Frage und zur Siche-

rung einer einheitlichen Rechtsanwendung mit dem 

vorliegenden Fall zu befassen.

 

Zur Begründung seiner Beschwerde trug der Beschwerde-

führer im Wesentlichen Folgendes vor:

 

Die vom Beschwerdeführer absolvierte Kombination 

des Bachelorstudiums "Patentingenieurwesen" mit dem 

Masterstudium des Maschinenbaus sei als "natur- 

oder ingenieurwissenschaftliches Hochschuldiplom" 

und damit als vollwertiger akademischer Abschluss 

im Sinne der ersten Alternative in Artikel 11 (1) 

a) VEP zu werten. Weitere Voraussetzungen für die 

Zulassung zur EEP seien daher nicht mehr zu prüfen. 

Der in dieser Vorschrift enthaltene Verweis "nach 

Maßgabe der ABVEP" beziehe sich nur auf die zweite 

Alternative der "gleichwertigen natur- oder inge-

nieurwissenschaftlichen Kenntnisse", so dass die 

ABVEP vorliegend nicht zur Anwendung kämen.

 

Aber auch wenn der Anwendungsbereich der ABVEP 

grundsätzlich eröffnet wäre, seien die in Regel 11 

(2) ABVEP enthaltenen Zulassungsvoraussetzungen 

vorliegend nicht einschlägig: Diese bezögen sich 

ausdrücklich auf einen "akademischen Abschluss 

gemäß Absatz 1"; Regel 11 (1) ABVEP nehme aber le-

diglich Bezug auf einen "natur- oder ingenieur-

wissenschaftlichen Bachelor-Abschluss oder einen 

gleichwertigen Abschluss". Der vom Beschwerdeführer 

absolvierte Master-Abschluss sei aber kein Bache-

lor-Abschluss oder ein zu diesem gleichwertiger 

Abschluss, sondern ein höherwertiger Abschluss.

 

-

IX.

a)

b)
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Selbst wenn man die Zulassungsvoraussetzungen gemäß 

Regel 11 (2) ABVEP hier anwenden würde, habe der 

Beschwerdeführer diese erfüllt. Insbesondere habe 

er die Schwelle des mindestens 80%igen Anteils an 

technischen Fächern durch sein Bachelorstudium 

zusammen mit seinem Masterstudium erreicht:

 

Als einzige Bezugsgröße für den notwendigen aka-

demischen Abschluss in einem "mindestens drei-

jährigen Vollzeitstudium" sei ausweislich des 

Absatzes 1 von Regel 11 ABVEP, auf den in 

Regel 11 (2) ABVEP verwiesen werde, ganz bewusst 

ein Bachelor-Abschluss gewählt worden. Hieraus 

ergebe sich also im Falle des Beschwerdeführers 

eine konkrete ECTS-Punktzahl von 148,8 (80 % von 

186 ECTS-Punkten) als notwendige absolute techni-

sche Mindestqualifikation. Diese Schwelle habe er 

durch die in Bachelor- und Masterstudium insge-

samt erreichten, vom Sekretariat errechneten 

164,6 technischen ECTS-Punkte überschritten.

 

Zu dem gleichen Ergebnis gelange man, wenn man 

die vom Beschwerdeführer erlangte technische Qua-

lifikation aus Bachelor- und Masterstudium in 

Bezug zu den insgesamt zu erreichenden und von 

Regel 11 (2) ABVEP geforderten 180 ECTS-Punkten 

eines üblichen dreijährigen Bachelorstudiums (aus 

denen sich eine technische Mindestqualifikation 

von 144 ECTS-Punkten ergebe) setze.

 

Die Umstände und Argumentationsweisen, die dem Fall 

D 5/08 zugrunde lägen, seien mit denjenigen des 

hier zu entscheidenden Falls vergleichbar. Die Be-

trachtungsweise der Kammer im Fall D 5/08 entspre-

che der Argumentation des Beschwerdeführers im hie-

sigen Verfahren und sei auch auf die derzeit gel-

c)

-

-

d)
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tenden VEP und ABVEP anzuwenden, da sich der Zweck 

der Regelungen nicht verändert habe.

 

Die Module Qualitätsmanagement, Strategisches Qua-

litätsmanagement und International Supply Chain 

Management sowie die Bachelor- und die Masterarbeit 

seien jeweils in vollem Umfang als technisch zu be-

urteilen und daher zu seinen Gunsten in die Berech-

nung der erforderlichen Qualifikation einzubezie-

hen. Für die aus beiden absolvierten Studiengängen 

zusammengesetzte technische Gesamtqualifikation 

ergäben sich daher tatsächlich 221,6 ECTS-Punkte.

 

Dem Beschwerdeführer seien Parallelfälle bekannt, 

in denen das Sekretariat Bewerber, die ebenfalls 

den Bachelor im Patentingenieurwesen mit einem 

technischen Masterstudium kombiniert hätten, zur 

Vorprüfung zugelassen habe.

 

Im vorliegenden Fall sei schließlich hilfsweise die 

Große Beschwerdekammer

 

zur Klärung der grundsätzlichen Frage, ob der 

Gesetzgeber eine relative oder eine absolute 

Qualifikation gewollt habe, sowie

 

zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung, 

sofern die hiesige Kammer von der Rechtsprechung 

in D 05/08 abweichen wolle,

 

zu befassen. Die Möglichkeit der Anrufung der 

Großen Beschwerdekammer ergebe sich aus den ent-

sprechenden Vorschriften des EPÜ.

 

 

 

e)

f)

g)

-

-
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Entscheidungsgründe
 

 

Die Beschwerde wurde gemäß Artikel 24 (2) VEP form- und 

fristgerecht eingelegt und ist daher zulässig.

 

ECTS-Punkte als Bewertungsmaßstab

 

Als Vorfrage für den hier zu entscheidenden Fall ist 

zunächst zu klären, ob ECTS-Punkte als Bewertungsmaß-

stab herangezogen werden können. Regel 11 (2) ABVEP 

(zur Anwendbarkeit der ABVEP siehe unten Ziffer 3) 

stellt nämlich für die Frage, ob der Bewerber die not-

wendige Qualifikation aufweist, auf die absolvierten 

Kursstunden in technischen Fächern ab. Das Sekretariat 

hat demgegenüber in der angefochtenen Entscheidung 

"[i]n Abwesenheit von Kursstunden" seine Berechnungen 

auf Basis von ECTS-Punkten angestellt.

 

Die Kammer merkt in diesem Zusammenhang an, dass die 

vom Beschwerdeführer vorgelegten Modulhandbücher für 

das Bachelor- und Masterstudium durchaus Stundenangaben 

(im Bachelorstudium zum sog. "Workload" als Summe von 

Vorlesungsstunden, Selbststudium und Prüfungsvorberei-

tung; im Masterstudium zu "Präsenzzeit" und "Eigen-

studium") für die jeweiligen Module sowie für das An-

fertigen von Bachelor- bzw. Masterarbeit machen. Was 

allerdings das Praxissemester des Bachelorstudiums 

angeht, ist – neben der jeweiligen Angabe von ECTS-

Punkten - nur eine Pauschalangabe des "Workload" von 

"22 Wochen" vorhanden, während für den Umfang des 

"Practical Internship" im Masterstudium lediglich 

"8 Wochen Fachpraktikum" angegeben werden.

 

In den Entscheidungen D 1/12, D 2/12, D 3/12 und 

D 4/12, jeweils Ziffer 18 (die vier genannten Entschei-

1.

2.

2.1

2.2

2.3
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dungen betrafen einen jeweils gleichen Sachverhalt), 

wurde von der Kammer hinsichtlich des Bewertungsmaß-

stabs ausgeführt, dass eine Heranziehung von ECTS-Punk-

ten an sich nicht unbedingt sachfremd sei; dies sei 

aber dann nicht sachgerecht, wenn dadurch Praxissemes-

ter mit unbestimmtem Inhalt/Charakter in die Berechnung 

einflössen und dadurch mit "echten" technischen Kurs-

stunden gleichgestellt würden. Die Kammer hat in den 

von ihr zu beurteilenden Fällen letztlich als entschei-

dend angesehen, dass die ABVEP aus guten Gründen eine 

Umrechnung in ECTS-Punkte schlicht nicht vorsähen.

 

Die Kammer verkennt nicht, dass der Wortlaut von 

Regel 11 (2) ABVEP ausdrücklich auf die "absolvierten 

Kursstunden" abstellt und eine Umrechnung in ECTS-

Punkte gesetzlich nicht vorgesehen ist.

 

Das ECTS (auf Deutsch "Europäisches System zur Über-

tragung und Akkumulierung von Studienleistungen") wurde 

jedoch im Rahmen des sog. Bologna-Prozesses gerade dazu 

eingeführt, die Gewichtung der Bestandteile eines Hoch-

schulstudiums transparent und vergleichbar zu machen 

(vgl. Wikipedia-Artikel "European Credit Transfer 

System", https://de.wikipedia.org/wiki/European_Credit_ 

Transfer_System). Ein ECTS-Punkt entspricht dabei 25 

bis 30 Arbeitsstunden (vgl. den zitierten Wikipedia-

Artikel sowie das Modulhandbuch Bachelorstudiengang 

Patentingenieurwesen vom 18.07.2018, Seite 5). Insofern 

besteht eine grundsätzliche Vergleichbarkeit zwischen 

ECTS-Punkten und den "absolvierten Kursstunden" als 

relevanter Maßstab im Sinne der Regel 11 (2) ABVEP. Das 

ECTS-Punktesystem scheint sich auch als (einzig) rele-

vanter Bewertungsmaßstab für den Umfang der absolvier-

ten Inhalte von Bachelor- und Masterstudiengängen eta-

bliert zu haben, wie das alleinige Ausweisen eben 

2.4

2.5
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dieser ECTS-Punkte in den Leistungsnachweisen des Be-

schwerdeführers zeigt.

 

Der von der Kammer in den Entscheidungen D 1-4/12 vor-

gebrachte Einwand, dass bei Heranziehung von ECTS-Punk-

ten Praxissemester mit unbestimmtem Inhalt/Charakter in 

die Berechnung einfließen würden und dadurch mit "ech-

ten" technischen Kursstunden gleichgestellt werden 

könnten, greift im vorliegenden Fall nicht: Während das 

praktische Studiensemester im Bachelorstudium zugunsten 

des Beschwerdeführers bei der Gesamt-ECTS-Punktzahl 

ohnehin nicht berücksichtigt wurde, hat sich das Sekre-

tariat nach Vorlage entsprechender Nachweise vom tech-

nischen Charakter des "Practical Internship" für das 

Masterstudium überzeugt.

 

Schließlich ist zugunsten des Beschwerdeführers zu bea-

chten, dass vorliegend mangels Angabe von Kursstunden

unklar wäre, in welchem konkreten Umfang das technische 

"Practical Internship" im Masterstudium zu berücksich-

tigen ist, zöge man nicht die hierauf entfallenden 

ECTS-Punkte heran.

 

Jedenfalls für den vorliegenden Fall hat die Kammer da-

her keine durchgreifenden Bedenken, anstelle der absol-

vierten Kursstunden die erreichten ECTS-Punkte heran-

zuziehen, um den Anteil der technischen Fächer zu be-

rechnen.

 

Masterabschluss als ausreichende Qualifikation im Sinne 

von Artikel 11 (1) a) VEP

 

Der Beschwerdeführer hat ausweislich seiner Verleih-

ungsurkunde mit seinem Masterabschluss im Fach Maschi-

nenbau gleichzeitig den akademischen Grad eines "Di-

plom-Ingenieur Univ." erlangt. Vor diesem Hintergrund 

2.6

2.7

2.8

3.

3.1
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vertrat er die Auffassung, dass er die Voraussetzung 

gemäß Artikel 11 (1) a) VEP eines "natur- oder inge-

nieurwissenschaftlichen Hochschuldiploms" erfülle. Da 

sich die Einschränkung "nach Maßgabe der ABVEP" in der 

genannten Vorschrift nur auf die zweite Alternative der 

"gleichwertigen natur- oder ingenieurwissenschaftlichen 

Kenntnisse" beziehe, müsse er keine weiteren Voraus-

setzungen erfüllen und sei alleine aufgrund seines 

Master-Abschlusses zur Vorprüfung der EEP zuzulassen.

 

Zwar spricht der Wortlaut der deutschen und der franzö-

sischen Fassung von Artikel 11 (1) a) VEP (vgl. für 

letztere die Konjunktion "telles que", die sich auf die 

vorangehenden "connaissances" bezieht) für die vom Be-

schwerdeführer vertretene Ansicht. Aus der englischen 

Fassung der Vorschrift lässt sich dagegen nicht ent-

nehmen, dass die Verweisung auf die ABVEP nur für die 

zweite Alternative der Vorschrift gilt.

 

Aus den folgenden Gründen ist die Kammer jedoch - in 

Übereinstimmung mit den Ausführungen der Kammer in den 

Entscheidungen D 1-4/12, Ziffer 7 - der Überzeugung, 

dass die ABVEP-Regelungen auch für die in Artikel 11 

(1) a) VEP genannte erste Alternative anzuwenden sind:

 

Regel 11 (1) ABVEP (und damit auch sämtliche weitere 

Vorschriften in den Regeln 11 (2), (3), 12 und 13 

ABVEP, die auf Regel 11 (1) ABVEP verweisen) nimmt ex-

plizit auf Artikel 11 (1) a) VEP allgemein und gerade 

nicht nur auf dessen zweite Alternative Bezug. In den 

englischen Fassungen bezieht sich außerdem die in 

Regel 11 (1) ABVEP genannte "necessary qualification" 

eindeutig auf die in der ersten Alternative des Arti-

kels 11 (1) (a) VEP genannte "university-level scienti-

fic or technical qualification".

 

3.2

3.3

3.3.1
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Konsequenterweise ist in der Überschrift von Regel 11

ABVEP allgemein von der "Erforderliche[n] Qualifika-

tion" die Rede und nicht von "Gleichwertige[n] natur- 

oder ingenieurwissenschaftliche[n] Kenntnisse[n]".

 

Für die Frage der "gleichwertigen" natur- und/oder in-

genieurwissenschaftlichen Kenntnisse ist in den Ausfüh-

rungsbestimmungen erst in Regel 14 ABVEP eine eigene 

Regelung vorgesehen, sofern ein Bewerber nicht nach-

weisen kann, dass er "die Anforderungen der Regeln 11, 

12 und 13 erfüllt". Auch hieraus ergibt sich, dass die 

Regelungen der ABVEP sich auf beide Alternativen des 

Artikels 11 (1) VEP beziehen.

 

Im Ergebnis ist daher für das Begehren des Beschwerde-

führers nicht ausreichend, dass er einen Masterab-

schluss in Maschinenbau erlangt hat; zusätzlich müssen 

auch die Bedingungen der Regel 11 ABVEP erfüllt sein.

 

Erforderliche Qualifikation im Sinne von Regel 11 

ABVEP: Bachelor-Studiengang Patentingenieurwesen oder 

Master-Studiengang Maschinenbau

 

Der Beschwerdeführer hat die Feststellungen des Sekre-

tariats, wonach weder das Bachelor- noch das Master-

studium jeweils einzeln betrachtet die Voraussetzungen 

der Regel 11 (1) und (2) ABVEP erfüllten, nicht ange-

griffen.

 

Die Entscheidung des Sekretariats ist im Ergebnis auch 

zutreffend: Während der technische Anteil des Bachelor-

studiums (selbst unter Berücksichtigung der vom Sekre-

tariat nicht anerkannten Bachelorarbeit) nicht die 

gemäß Regel 11 (2) ABVEP notwendige 80 %-Schwelle für 

den Anteil technischer Fächer erreicht, beträgt die 

Regelstudienzeit für Master-Studiengänge höchstens vier 

3.3.2

3.3.3

3.4

4.

4.1

4.2
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Semester, so dass ein Master-Studiengang einzeln be-

trachtet das Kriterium eines mindestens dreijährigen 

Vollzeitstudiums gemäß Regel 11 (2) ABVEP nie erfüllen 

kann. Ob die vom Beschwerdeführer absolvierten Module 

seines Masterstudiums das 80 %-Kriterium erfüllt haben, 

wie von ihm behauptet und vom Sekretariat verneint, ist 

daher an dieser Stelle unerheblich.

 

Erforderliche Qualifikation im Sinne von Regel 11 

ABVEP: Kombination von Bachelor-Studiengang Patent-

ingenieurwesen und Master-Studiengang Maschinenbau

 

Die vom Beschwerdeführer begehrte Zulassung zur Vor-

prüfung der EEP könnte also nur auf Grundlage einer 

Kombination der beiden von ihm absolvierten Bachelor- 

und Master-Studiengänge, wie vom Sekretariat tatsäch-

lich geprüft, erfolgen. Regel 11 (1) ABVEP nennt als 

möglichen akademischen Abschluss jedoch lediglich einen 

"Bachelor-Abschluss oder einen gleichwertigen akademi-

schen Abschluss", nicht aber explizit die Möglichkeit, 

hierfür auch die Kombination eines Bachelor-Abschlusses 

mit einem Master-Abschluss heranzuziehen.

 

Um aber Absolventen eines zusätzlichen Masterstudiums 

gegenüber Absolventen lediglich eines Bachelorstudiums 

nicht schlechterzustellen, spricht nichts dagegen, im 

Wege eines Erst-Recht-Schlusses eine solche Kombination 

als "gleichwertigen akademischen Abschluss" im Sinne 

der genannten Vorschrift anzuerkennen; dies gilt zumin-

dest dann, wenn die konkret absolvierten Bachelor- und 

Master-Studiengänge in Kombination einem (einheitli-

chen) technischen "Fach" im Sinne von Regel 13 ABVEP 

gleichgesetzt werden können. Die Kammer geht freilich 

davon aus, dass die Studienordnungen für Masterstudien-

gänge regelmäßig entsprechende Anforderungen an das 

vorangegangene Bachelorstudium stellen, um die Kombina-

5.

5.1

5.1.1
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tion zweier wesensverschiedener Studienfächer zu ver-

meiden. Hierauf basierend geht die Kammer zugunsten des 

Beschwerdeführers vorliegend davon aus, dass die Kombi-

nation der beiden von ihm absolvierten Studiengänge als 

ein einheitliches "Fach" im Sinne von Regel 13 ABVEP 

anzusehen ist.

 

In diesem Zusammenhang ist außerdem zu berücksichtigen, 

dass in Artikel 11 (1) a) VEP nach wie vor von einem 

"Hochschuldiplom" die Rede ist, obwohl zwischenzeitlich 

an Stelle der meisten früheren Diplomstudiengänge die 

Zweiteilung in Bachelor- und Masterstudiengänge getre-

ten ist. Konsequenterweise ist in der vom Beschwerde-

führer vorgelegten Verleihungsurkunde ausgeführt, dass 

der erworbene akademische Master-Grad äquivalent zum 

akademischen Grad eines "Diplom-Ingenieur Univ." ist. 

Auch aus diesem Grund sieht es die Kammer als gerecht-

fertigt an, die Kombination der vom Beschwerdeführer 

absolvierten Bachelor- und Masterstudiengänge als 

"gleichwertigen akademischen Abschluss" im Sinne von 

Regel 11 (1) ABVEP anzusehen.

 

Der Beschwerdeführer hat eingewandt, dass ein Master-

studiengang gerade nicht "gleichwertig" gegenüber einem 

Bachelorstudiengang sei, sondern höherwertig. Die Mög-

lichkeit der Berechnung eines Bachelor-Abschlusses oder 

eines "gleichwertigen" Abschlusses in Regel 11 (2) 

ABVEP sei lediglich deswegen gegeben, damit "nicht der 

Name allein entscheidend" sei. An keiner Stelle sei 

festgelegt, dass Absatz 2 auf andere Abschlüsse als auf 

gleichwertige Abschlüsse zum Bachelor-Abschluss anzu-

wenden sei.

 

Dieser Einwand überzeugt nicht, da sich die Auslegung 

des in Frage stehenden Merkmals nicht ausschließlich am 

philologischen Wortgehalt orientieren darf, sondern 

5.1.2

5.1.3

5.1.4
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auch im Lichte des Ziels und Zwecks der Vorschrift 

erfolgen muss (vergleiche Artikel 31 (1) des Wiener 

Übereinkommens über das Recht der Verträge vom 

23. Mai 1969). Es ist vor diesem Hintergrund kein Grund 

ersichtlich, warum Masterabschlüsse nicht auch als 

gleichwertig anzusehen wären, da sie ja, wie der 

Beschwerdeführer selbst vorträgt, grundsätzlich einen 

Bachelorabschluss voraussetzen. Aufgrund der Tatsache, 

dass mit dem Bologna-Prozess die herkömmlichen 

Diplomstudiengänge in Bachelor- und Masterstudiengänge 

aufgeteilt wurden und ein Bachelorstudium nunmehr 

bereits als alleiniger Studienabschluss möglich ist, 

hat der Gesetzgeber konsequenterweise die Zulassungs-

bedingungen gemäß ABVEP der Möglichkeit des Bachelor-

studiums als alleinigen Studienabschluss angepasst. 

Damit ist jedoch nicht gleichzeitig zum Ausdruck 

gekommen, dass sich daran anschließende Masterstudien-

gänge unberücksichtigt bleiben müssten. Letztlich ist 

das von der Kammer oben geäußerte Verständnis von Regel 

11 ABVEP gerade für solche Bachelorabsolventen vorteil-

haft, deren Bachelorstudiengang die 80 %-Schwelle im 

Sinne von Regel 11 (2) ABVEP nicht erreicht hat: Um 

gleichwohl zur EEP zugelassen zu werden, können solche 

Absolventen einen an das Bachelorstudium anschließenden 

Masterstudiengang absolvieren, um die oben genannte 

Schwelle im Einzelfall (sofern das Bachelorstudium 

"technisch genug war") doch noch zu erreichen.

 

Das Sekretariat hat daher in der angefochtenen Ent-

scheidung zu Recht auch die Kombination der beiden 

Studiengänge in Betracht gezogen.

 

Im Übrigen ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass 

der Beschwerdeführer angesichts des unzureichenden 

technischen Anteils seines Bachelorstudiums (siehe oben 

Ziffer 4.2) von vornherein nicht zur Vorprüfung zuzu-

5.1.5

5.1.6



- 15 - D 0003/20

lassen wäre, wenn die Kombination von Bachelor- und 

Masterstudium nicht als "gleichwertiger akademischer 

Abschluss" anzusehen wäre und daher sein Masterstudium 

konsequenterweise unberücksichtigt bleiben müsste. 

Würde man aber gleichwohl das Masterstudium berücksich-

tigen wollen (wie vom Beschwerdeführer vertreten), 

stellte sich die Frage, welche Kriterien für die not-

wendige technische Qualifikation heranzuziehen wären. 

Insofern hat der Beschwerdeführer in seinem schriftli-

chen Vortrag letztlich doch auf die in Regel 11 (1) und 

(2) ABVEP enthaltenen Kriterien zurückgegriffen, so 

dass sich im Ergebnis nichts ändern würde.

 

Das Kriterium des "mindestens dreijährigen Vollzeit-

studiums" gemäß Regel 11 (2) Satz 1 ABVEP ist bei der 

genannten Kombination von Bachelor- und Masterstudien-

gang unproblematisch erfüllt. Entscheidend für die Er-

folgsaussichten der Beschwerde ist daher die Frage, wie 

das weitere Kriterium gemäß Regel 11 (2) Satz 2 ABVEP, 

wonach mindestens 80 % der zur Erlangung des akademi-

schen Abschlusses erreichten ECTS-Punkte technischen 

Fächern gewidmet sein müssen, auf die oben genannte 

Kombination anzuwenden ist.

 

Der Beschwerdeführer hat hierzu im Wesentlichen folgen-

de Auffassung vertreten:

 

Der sogenannte Grundwert, auf den sich der notwen-

dige Prozentsatz von 80 % bezieht, ergebe sich 

stets und allein aus den Umständen des Bachelor-

Abschlusses; letzterer sei in Regel 11 (1) ABVEP 

ganz bewusst als Bezugsgröße gewählt worden und 

stelle die alleinige Grundlage für die notwendige 

absolute technische Mindestqualifikation dar.

 

5.2

5.2.1

a)
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Für den Grundwert sei dabei entweder auf die tat-

sächlich im konkret vom Bewerber absolvierten Ba-

chelorstudium zu erreichende Gesamtpunktzahl (im 

Falle des Beschwerdeführers also 186 ECTS-Punkte) 

abzustellen, oder alternativ auf die Gesamtpunkt-

zahl von 180 ECTS-Punkten eines von Regel 11 (2)

ABVEP geforderten dreijährigen Vollzeit(bachelor)-

studiums. Entsprechend habe der Beschwerdeführer 

unter Berücksichtigung des 80 %-Kriteriums 148,8 

bzw. 144 ECTS-Punkte erreichen müssen.

 

Hinsichtlich der tatsächlich erreichten ECTS-Punkte 

in technischen Fächern als sogenannter Prozentwert 

seien jedoch - als "gesamte, absolut erlangte tech-

nische Qualifikation" - nicht nur die entsprechen-

den ECTS-Punkte aus dem Bachelorstudium, sondern 

zusätzlich diejenigen aus dem Masterstudium zu be-

rücksichtigen. Die vom Sekretariat insofern zuguns-

ten des Beschwerdeführers angesetzten 164,6 techni-

schen ECTS-Punkte hätten also bereits die oben ge-

nannten notwendigen Punktzahlen überschritten.

 

Im Falle einer kombinierten Betrachtung der beiden ab-

solvierten Studiengänge als "gleichwertigen akademi-

schen Abschluss" hat die Kammer keine Einwände, hin-

sichtlich der tatsächlich erreichten technischen ECTS-

Punkte (also für den Prozentwert) konsequenterweise 

sowohl diejenigen des Bachelorstudiums als auch dieje-

nigen des Masterstudiums zu berücksichtigen.

 

Aus nachfolgend erläuterten Gründen begegnet es jedoch 

durchgreifenden Bedenken, einerseits für den Prozent-

wert die aus Bachelor- und Masterstudium erreichten 

ECTS-Punkte zusammenzuzählen, andererseits aber für den 

Grundwert allein auf die im Bachelorstudium tatsächlich 

erreichten (bzw. üblicherweise zu erreichenden) ECTS-

b)

c)

5.2.2

5.2.3
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Punkte abzustellen und insofern das Masterstudium unbe-

rücksichtigt zu lassen.

 

Betrachtet man beide absolvierten Studiengänge kom-

biniert als "gleichwertigen akademischen Abschluss" 

in einem (einheitlichen) Fach im Sinne der Regel 13 

ABVEP (siehe oben Ziffer 5.1) und addiert man für 

den Prozentwert die erreichten technischen Punkte 

aus diesen beiden Studiengängen, ist es nur konse-

quent (und im Übrigen auch mathematisch sinnvoll, 

um nicht Prozentsätze über 100 % zu erreichen), für 

den Grundwert ebenfalls die im Bachelor- und Mas-

terstudium jeweils (tatsächlich oder üblicherweise) 

erreichbaren ECTS-Punkte zu addieren.

 

Dies folgt zwanglos aus der gesetzlichen Regelung 

in Regel 11 (2) ABVEP selbst, da sich beide darin 

festgelegten Voraussetzungen ausdrücklich auf einen 

"akademische[n] Abschluss gemäß Absatz 1", also 

einen technischen "Bachelor-Abschluss oder einen 

gleichwertigen akademischen Abschluss" beziehen.

 

Die ABVEP sehen gerade keine Regelungen vor, die 

mit einem Bachelor-Abschluss erreichte technische 

Qualifikation durch nach diesem Abschluss erlangte 

Zusatzqualifikationen zu erhöhen.

 

Vielmehr stellt Regel 11 (2) Satz 2 ABVEP ausdrück-

lich auf "mindestens 80 % der zur Erlangung dieses 

[und nicht: "eines solchen"] Abschlusses" (Hervor-

hebung durch die Kammer) absolvierten Kursstunden - 

beziehungsweise hier: erreichten ECTS-Punkte – ab.

 

Außerdem bezieht sich Regel 11 (2) Satz 1 ABVEP 

nicht allgemein auf eine regelmäßige Studiendauer 

von drei Jahren, sondern verlangt einen konkreten 

a)

b)

c)

d)

e)
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akademischen Abschluss in einem "mindestens drei-

jährigen Vollzeitstudium" (Hervorhebung durch die 

Kammer). Hierdurch ist aber gerade noch keine Aus-

sage darüber getroffen, wie lange die Dauer des Ba-

chelorstudiums als feste Bezugsgröße für eine an-

gebliche absolute Mindestqualifikation sein soll. 

Der Beschwerdeführer zieht daher ohne Grundlage ge-

rade eine dreijährige Dauer heran. Da ein Bachelor-

studium in der Regel sechs, sieben oder acht Semes-

ter dauern kann, wäre unklar, ob als Grundwert 180, 

210 oder 240 ECTS-Punkte heranzuziehen wären.

 

Es kommt daher ausweislich der eindeutigen gesetz-

lichen Regelung auf die konkrete Gesamtstudiendauer 

in einem konkreten Studium an, in dem ein konkreter 

akademischer Abschluss erworben wurde; nicht heran-

zuziehen ist dagegen eine (undefinierte, siehe 

oben) absolute Mindestpunktzahl eines Bachelorstu-

diums als feste Bezugsgröße (vgl. zur entsprechen-

den Auslegung von Regel 11 (2) Sätze 1 und 2 ABVEP 

die Entscheidungen D 1-4/12, Ziffern 17 und 19).

 

Mit dieser gesetzlichen Regelung verfolgt der Ge-

setzgeber auch einen bestimmten Zweck: Dadurch, 

dass er sich bei der Zulassung zur EEP als Bewer-

tungsmaßstab unmissverständlich für einen relativen 

Mindestanteil an technischen Fächern im Verhältnis 

zum gesamten Ausbildungsinhalt innerhalb eines kon-

kreten Studiums in einem technischen Fach entschie-

den hat, wird nicht nur eine hinreichende Tiefe der 

technischen Ausbildung des Kandidaten in diesem 

Fach gewährleistet. Durch das Abstellen auf den In-

halt und den Abschluss eines konkreten Studiums ist 

außerdem sichergestellt, dass sämtliche Studienin-

halte eines technischen Fachs aufeinander abge-

stimmt sind und nicht einfach (unter Umständen 

f)

g)
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"bunt zusammengewürfelte") Kenntnisse aus unter-

schiedlichen technischen Fächern sukzessive kumu-

liert werden können. In der Konsequenz sind daher 

auch sämtliche in Bachelor- und Masterstudium er-

reichbaren ECTS-Punkte in den Blick zu nehmen, wenn 

– wie hier – die Kombination von Bachelor- und Mas-

terstudium einem einheitlichen Studium gleichzuset-

zen ist, in dem der Beschwerdeführer einen "gleich-

wertigen akademischen Abschluss" erreicht hat.

 

Die vom Beschwerdeführer demgegenüber vorgebrachten Ar-

gumente führen zu keinem anderen Ergebnis.

 

Der Beschwerdeführer hat eingewandt, dass das oben 

gefundene Ergebnis zu einer ungerechtfertigten Un-

gleichbehandlung und damit zu nicht sachgerechten 

Resultaten führen würde: Ein Bewerber mit einem 

interdisziplinären Bachelorstudium und einem daran 

anschließenden technischen Masterstudium sei gegen-

über einem Bewerber mit einem rein technischen Ba-

chelorstudium schlechter gestellt, auch wenn beide 

dieselbe technische Qualifikation mit derselben An-

zahl an Fächern mit technischen ECTS-Punkten nach-

weisen können. Der Beschwerdeführer müsste zum Bei-

spiel im vorliegenden Fall zusätzlich vier jeweils 

zweijährige rein technische Masterabschlüsse vor-

weisen, um die 80 %-Hürde zu erreichen.

 

Diese Argumentation lässt unberücksichtigt, dass es 

entscheidend auf die individuelle inhaltliche und 

quantitative Ausgestaltung des jeweils vom Bewerber 

absolvierten rein technischen oder interdisziplinä-

ren Bachelorstudiengangs und des technischen Mas-

terstudiengangs ankommt, ohne dass es stets zu der 

vom Beschwerdeführer behaupteten Ungleichbehandlung 

kommen würde. So ist es ohne Weiteres möglich, dass 

5.2.4

a)

b)
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der Bewerber - zumindest bei genügender technischer 

Ausrichtung eines interdisziplinären Bachelorstu-

diengangs - bei Kombination eines solchen mit einem 

rein technischen Master-Studiengang den gemäß 

Regel 11 (2) Satz 2 ABVEP erforderlichen Prozent-

satz erreicht. Dass im Einzelfall ein Bewerber bei 

Kombination von Bachelor- und Masterstudium diesen 

Prozentsatz nicht erreicht, obwohl er – absolut und 

isoliert betrachtet - ebenso viele oder gar mehr 

technische ECTS-Punkte gesammelt hat als ein Bewer-

ber in einem technischen Bachelorstudium, ist den 

mannigfaltigen inhaltlichen und quantitativen Aus-

gestaltungsmöglichkeiten von Bachelor- und Master-

studiengängen geschuldet. Gleichzeitig ist außerdem 

in diesem Fall - eben aufgrund der unterschiedli-

chen Ausgestaltung der angebotenen Studiengänge – 

noch keine verbindliche Aussage darüber getroffen, 

dass beide Bewerber über eine vergleichbare techni-

sche Qualifikation in einem Fach im Sinne der 

Regel 13 ABVEP verfügen.

 

Die obige Beispielsberechnung des Beschwerdeführers 

für seinen Fall lässt daher außer Acht, dass der 

von ihm absolvierte interdisziplinäre Bachelorstu-

diengang gerade nicht genügend technisch ausgerich-

tet war. Im Übrigen unterstellt das von ihm kon-

struierte Beispiel nicht nur lebensfremde Bedingun-

gen (vier zusätzliche Masterstudiengänge), sondern 

würde auch nicht der gesetzlichen Vorgabe eines

konkreten Abschlusses in einem technischen Fach so-

wie dem damit verfolgten Zweck (siehe oben Ziffer 

5.2.3 f) und g)) entsprechen.

 

Die Kammer stimmt daher den Ausführungen in 

D 1-4/12, Ziffer 19, zu. Im dort zu entscheidenden 

Fall hatte der Beschwerdeführer (vergleichbar zum 

c)

d)
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hiesigen Einwand) die mögliche Konstellation vorge-

bracht, dass ein Bewerber zum Beispiel nach einem 

technischen vierjährigen Studium unter der 

80 %-Schranke bleibt, während ein zur Prüfung zuge-

lassener Bewerber mit einem bestimmten, bloß drei-

jährigen Studium das 80 %-Erfordernis mit einer 

gleichen oder geringeren (absoluten) Anzahl an ab-

solvierten technischen Kursstunden erfüllt. Die 

Kammer hat dort zu Recht entgegnet, dass die kon-

kreten Studieninhalte der in Europa angebotenen 

Studiengänge zu unterschiedlich seien, als dass 

eine "mathematisch" genaue Vergleichbarkeit der 

unterschiedlichen Diplome aller Bewerber gegeben 

wäre; es sei somit sachgerecht und überhaupt eine 

Voraussetzung für eine zielführende und gleich-

zeitig rechtskonforme Regelung der Zulassung zur 

europäischen Eignungsprüfung, einen solchen "mathe-

matischen" Ansatz zu vermeiden.

 

Soweit der Beschwerdeführer schließlich die Entschei-

dung D 5/08 als Vergleichsgrundlage für die hiesige 

Konstellation zu seinen Gunsten heranziehen möchte, 

kann dies bereits aufgrund der unterschiedlichen Geset-

zeslage zu keinem anderen Ergebnis führen: Die damals 

geltenden VEP und ABVEP in der ab 1. Mai 1994 geltenden 

Fassung sahen keine Regelung vor, die der derzeit (seit 

1. Januar 2009) geltenden Regel 11 (1) und (2) ABVEP 

entsprechen; insbesondere existierte keine 80 %-Schwel-

le. Die Ausführungen der Kammer in der Entscheidung 

D 5/08 können daher nicht auf den hiesigen Sachverhalt 

übertragen werden (vgl. insofern bereits die Entschei-

dungen D 1-4/12, Ziffer 9). Der Hinweis des Beschwerde-

führers auf den unveränderten Zweck der Regelungen än-

dert hieran nichts: Tatsächlich hat sich der Zweck der 

Vorschriften nicht geändert, nämlich Regeln aufzustel-

len, auf deren Grundlage Kandidaten zur EEP zuzulassen 

5.2.5
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sind. Damit ist aber noch nichts darüber ausgesagt, wie 

diese Regeln konkret ausgestaltet sind. Diese Regeln 

haben sich gegenüber denjenigen, die dem Fall D 5/08

zugrunde lagen, inhaltlich substantiell geändert.

 

Im Ergebnis sind daher bei der Berechnung des 80 %-Er-

fordernisses im Sinne von Regel 11 (2) Satz 2 ABVEP für 

den Grundwert die im Bachelor- und Masterstudium insge-

samt erreichten ECTS-Punkte zu addieren, sofern man für 

einen "gleichwertigen akademischen Abschluss" im Sinne 

von Regel 11 (1) ABVEP auf die Kombination von Bache-

lor- und Masterstudium abstellt.

 

Die Kammer hat in ihrem Ladungsbescheid unter Anwendung 

des gerade in Ziffer 5.2.6 genannten Ergebnisses fest-

gestellt, dass die vom Beschwerdeführer erlangten ECTS-

Punkte in den technischen Fächern seines Bachelor- und 

Masterstudiums - selbst wenn man zu seinen Gunsten 

sämtliche vom Sekretariat unberücksichtigt gelassenen 

Module sowie die Bachelor- und die Masterarbeit jeweils 

als technisch anerkennen würde (vergleiche oben 

Ziffer IX e)) - nicht den notwendigen Prozentwert im 

Sinne von Regel 11 (2) Satz 2 ABVEP erreichen. Zu dem-

selben Ergebnis gelangt man, wenn man bei der Berech-

nung des Grundwerts die vom Beschwerdeführer freiwillig 

absolvierten nichttechnischen Wahlfächer unberücksich-

tigt ließe oder lediglich auf die Pflichtbestandteile 

der beiden absolvierten Studiengänge abstellte. Der Be-

schwerdeführer hat diese Feststellungen in der mündli-

chen Verhandlung nicht in Frage gestellt.

 

Zusammengefasst hat das Sekretariat also zu Recht den 

Beschwerdeführer lediglich gemäß den Regeln 11 (3), 14 

ABVEP in Verbindung mit Artikel 11 (2) a) VEP zur EEP 

zugelassen und das Vorliegen der Voraussetzungen der 

5.2.6

5.2.7

5.2.8
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Regel 11 (1), (2) ABVEP in Verbindung mit Artikel 11

(1) a) VEP verneint.

 

Zulassung anderer Bewerber mit vergleichbarer Qualifi-

kation zur Vorprüfung

 

Der Beschwerdeführer hat in der mündlichen Verhandlung 

ins Feld geführt, dass ihm Fälle anderer Bewerber be-

kannt seien, die trotz vergleichbarer Qualifikation 

(Kombination des Bachelorstudiengangs Patentingenieur-

wesen mit einem technischen Masterstudiengang) - im 

Gegensatz zum Beschwerdeführer - zur Vorprüfung zuge-

lassen worden seien. Im Ergebnis beruft sich der 

Beschwerdeführer daher auf den Gleichheitsgrundsatz.

 

Auch diese Argumentation bleibt ohne Erfolg. Mangels 

konkreten Vortrags kann die Kammer bereits nicht nach-

vollziehen, ob diese anderen Bewerber tatsächlich eine 

mit dem Beschwerdeführer vergleichbare Qualifikation 

aufwiesen. Selbst wenn dies aber der Fall wäre und da-

her das Sekretariat in den dort gegebenen Konstellatio-

nen unzutreffende Zulassungsentscheidungen getroffen 

haben sollte, könnte sich der Beschwerdeführer - sofern 

der Gleichheitsgrundsatz überhaupt in Verfahren vor der 

Disziplinarkammer auf der Grundlage von VEP, ABVEP, 

VOBKD, VDV und EPÜ (siehe hierzu unten Ziffern 7.2 

und 7.3) anwendbar ist - nicht auf eine Gleichbehand-

lung mit diesen Fällen berufen: Ein Bewerber hat 

grundsätzlich keinen Anspruch auf Fehlerwiederholung in 

der Verwaltung bzw. auf gesetzeswidrige Gleichbehand-

lung ("keine Gleichheit im Unrecht"). Es kann daher 

offenbleiben, ob und gegebenenfalls auf welcher 

Grundlage der Gleichheitsgrundsatz vorliegend Anwendung 

finden könnte.

 

 

6.

6.1

6.2
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Befassung der Großen Beschwerdekammer

 

Der Beschwerdeführer beantragte schließlich hilfsweise, 

gemäß den Vorschriften des Europäischen Patentüberein-

kommens (EPÜ) die Große Beschwerdekammer

 

zur Klärung einer Rechtsfrage von grundsätzlicher 

Bedeutung (nämlich der Frage, ob der Gesetzgeber 

mit den Regelungen in Artikel 11 (1) VEP in Verbin-

dung mit Regel 11 (1) und (2) ABVEP eine relative 

oder eine absolute (Mindest-)Qualifikation gewollt 

habe) sowie

 

zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsanwendung 

(wegen der von der Kammer beabsichtigten Abweichung 

von der in der Entscheidung D 5/08 geäußerten 

Ansicht)

 

mit der hiesigen Angelegenheit zu befassen.

 

Zuständig für Beschwerden gegen Entscheidungen des Se-

kretariats ist gemäß Artikel 24 (3) Satz 2 VEP die Be-

schwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten des EPA. 

Die hierfür anwendbaren verfahrens- und materiellrecht-

lichen Vorschriften ergeben sich aus den Vorschriften 

über die europäische Eignungsprüfung (VEP), den Aus-

führungsbestimmungen hierzu (ABVEP), der ergänzenden 

Verfahrensordnung der Beschwerdekammer in Disziplinar-

angelegenheiten (VOBKD) sowie, über die Verweisung in 

Artikel 24 (4) Satz 1 VEP, aus Teil IV (also Artikel 12 

bis 25) der Vorschriften in Disziplinarangelegenheiten 

von zugelassenen Vertretern (VDV).

 

Dagegen finden auf das Verfahren vor der Beschwerde-

kammer in Disziplinarangelegenheiten die Vorschriften 

des EPÜ grundsätzlich keine Anwendung, sofern auf diese 

7.
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nicht explizit verwiesen wird. Solche expliziten Ver-

weise finden sich in den Artikeln 13 (2), 16, 21 (2), 

22 (3), 24 und 25 (1) VDV sowie in den Artikeln 8 (1), 

9 (1) und 17 VOBKD.

 

In den oben in Ziffer 7.2 genannten Regelungswerken 

VEP, ABVEP, VOBKD und VDV selbst ist als weiteres 

Beschwerdeorgan in Disziplinarangelegenheiten eine 

"Große Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten" 

nicht vorgesehen.

 

Das EPÜ sieht gemäß Artikel 15 g) EPÜ als eines der 

Organe im Verfahren vor dem EPA die Große Beschwerde-

kammer vor; die möglichen Verfahren vor diesem Organ 

sind in Artikel 22 EPÜ in Verbindung mit den 

Artikeln 112 und 112a EPÜ geregelt. Keine der oben in 

Ziffer 7.3 genannten Vorschriften der VDV und VOBKD, 

welche auf das EPÜ verweisen, enthält jedoch einen 

Verweis auf die Artikel 15 g), 22, 112 oder 112a EPÜ.

 

Hieraus folgt, dass ein Beschwerdeführer, der sich 

gegen eine Entscheidung des Sekretariats oder der Prü-

fungskommission wendet, keine Möglichkeit hat, eine 

"Große Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten" 

anzurufen; eine solche existiert nicht. Der dahin-

gehende Antrag des Beschwerdeführers ist daher als 

unzulässig zu verwerfen.

 

Rückzahlung der Beschwerdegebühr

 

Da die Beschwerde unbegründet und damit zurückzuweisen 

ist, kommt eine Rückzahlung der Beschwerdegebühr gemäß 

Artikel 24 (4) Satz 3 VEP nicht in Betracht.

 

 

 

7.4

7.5

7.6

8.
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Entscheidungsformel
 

Aus diesen Gründen wird entschieden:
 

Der Antrag auf Befassung der Großen Beschwerdekammer 

wird als unzulässig verworfen.

 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

Der Antrag auf Rückzahlung der Beschwerdegebühr wird 

zurückgewiesen. 

 

Der Geschäftsstellenbeamte: Der Vorsitzende:

N. Michaleczek W. Sekretaruk

 

Entscheidung elektronisch als authentisch bestätigt

1.

2.

3.


